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Ihre Dienstaufsichtsbeschwerde vom 16. April 2008; 
Hiesige Zwischennachricht vom 28. April 2008 

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Werner, 

der Leitende Oberstaatsanwalt in Görlitz hat zu Ihrer Dienst- 
aufsichtsbeschwerde wie folgt Stellung genommen: 

,Rechtsanwalt Werner rief mich am 06.03.2008 telefonisch an, 
um mich zu einer Rücknahme der zu Ungunsten des Angeklagten 
Andreas Reuter gegen das Urteil des Amtsgerichts Zittau vom 
14.12.2007 eingelegten staatsanwaltschaftlichen Berufung zu 
bewegen. Rechtsanwalt Werner wies mich in dem gesamten, nach 
meiner Erinnerung Ca. zehnminütigen, Gespräch mit keinem Wort 
darauf hin, dass die Dezernentin, Frau Staatsanwältin Küsgen, 
(was ich von dieser kurz darauf erfuhr) bereits in einem un- 
mittelbar vorangegangenen Telefonat eine Berufungsrücknahme 
abgelehnt hatte. 

Zum Zeitpunkt des Telefonats war mir auf Grund der Schilderung 
des Sitzungsvertreters der Staatsanwaltschaft, des seinerzei- 
tigen Oberstaatsanwalts Behrens, insbesondere der ausgespro- 
chen konflikthafte Verlauf der Hauptverhandlung vor dem Amts- 
gericht Zittau bekannt. Auch war mir bekannt, dass seitens des 
Angeklagten Rechtsmittel und seitens der Staatsanwaltschaft 
eine auf das Strafmaß beschränkte Berufung eingelegt worden 
war. Nicht bekannt war mir, dass, wie mir im Nachgang zu dem 
Telefonat vom 06.03.2008 von Frau Staatsanwältin Küsgen mitge- 
teilt wurde, seitens der Verteidigung mittlerweile eine über 
lOOseitige Revisionsbegründungsschrift eingereicht worden war; 
auch war mir der Wortlaut der staatsanwaltschaftlichen Beru- 
fungsbegründung nicht bekannt. 
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Soweit ich mir an meine Äußerungen im Telefonat vom 06.03.2008 
mit Herrn Rechtsanwalt Werner noch erinnern kann, habe ich 
mich deswegen zu den Erwägungen der Staatsanwaltschaft, eine 
eingelegte Berufung in Kenntnis einer Revision des Angeklagten 
aufrecht zu erhalten, nur ganz allgemein (noch nicht einmal, 
wie mir von Herrn Rechtsanwalt Werner nunmehr zugeschrieben 
wird, bezogen auf die Staatsanwaltschaft Görlitz) Ausführungen 
gemacht. Zutreffend ist allerdings, dass ich in dem Telefonat 
freundlich aber bestimmt eine Berufungsrücknahme der Staatsan- 
waltschaft abgelehnt habe. 

Demzufolge ist unzutreffend, dass ich Herrn Werner gegenüber 
erklärt hätte, ,bei der Staatsanwaltschaft Görlitz bestehe ge- 
nerell die Neigung, bei einer Sprungrevision des Angeklagten 
Berufung einzulegen, insbesondere dann, wenn die Revision 
überwiegend verfahrensrechtliche Rügen enthalte". Zu einer 
derartigen angeblichen Praxis der Staatsanwaltschaft Görlitz, 
die ich zu diesem Zeitpunkt erst drei Monate lang geleitet 
hatte, hätte ich mangels Kenntnis von konkreten Fällen auch 
überhaupt keine entsprechende Aussage abgeben können. 

Zutreffend dürfte hingegen sein, dass ich dem Rechtsanwalt er- 
klärt habe, dass durch die Aufhebung eines Urteils und Zurück- 
weisung der Sache wegen Verfahrensmängeln letztlich niemandem 
gedient sei und deswegen auch verfahrensökonomische Gründe für 
eine Aufrechterhaltung der Berufung sprächen. Auf diese Erwä- 
gung wies ich Herrn Rechtsanwalt Werner deswegen hin, weil 
dieser angab, dass aus seiner Sicht mehrere Gründe für eine 
Urteilsaufhebung sprächen. Im Zusammenhang mit der Verfahrens- 
Ökonomie habe ich wohl auch allgemein davon gesprochen, dass 
in einer derartigen Fallgestaltung eine Berufung der Staatsan- 
waltschaft auch den Zweck haben könne, den Amtsrichter zu 
schützen, dies insbesondere in Kenntnis des, wie mir berichtet 
worden war, insbesondere durch die drei Verteidiger des Ange- 
klagten geschürten überaus konflikthaften Verlaufs der seiner- 
zeitigen Hauptverhandlung. 

Abschließend ist festzuhalten, dass die Einlegung und Auf- 
rechterhaltung der Strafmaßberufung nach wie vor in jeder Hin- 
sicht sachgerecht erscheint. Insbesondere liegt hierin kein 
Verstoß gegen Nr. 147 Abs. 1 Satz 3 oder Satz 4 RiStBV. Denn 
die Staatsanwaltschaft hat in ihrer Berufungsbegründung (was 
Rechtsanwalt Werner in all seinen Schriftsätzen verschweigt) 
ausgeführt, dass eine Freiheitsstrafe von drei bis sechs Mona- 
ten tat- und schuldangemessen erscheint. Damit hat die Staats- 
anwaltschaft aber kund getan, dass sie in der Berufungshaupt- 
verhandlung eine Freiheitsstrafe zu beantragen gedenkt, welche 
die vom Amtsgericht ausgesprochene zweimonatige Freiheitsstra- 
fe um das eineinhalb bis dreifache übersteigt." 
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Dieser Einschätzung trete ich bei. Für eine Rücknahme der
staatsanwaltschaft lichen Berufung ist nach dem gegenwärtigen
Erkenntnisstand kein Raum.

Mit freundlichen Grüßen

I~u ft rJ..avg-.,"""'.A....L-"

Rövekamp
Leitender Oberstaatsanwalt


